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§ 1 Einleitung

Die Freiwilligkeit der Schiedsvereinbarung ist Teil des Grundgerüsts der 
Schiedsgerichtsbarkeit – niemand darf gegen seinen Willen der ordentlichen Ge
richtsbarkeit entzogen werden.1 Das BVerfG hat dies in einer Entscheidung aus dem 
Jahr 1994 festgehalten: Ein Schiedsgericht könne nur aufgrund einer freiwilligen 
Schiedsvereinbarung wirksam tätig werden.2 Der BGH ordnete diesen Grundsatz 
als „Bestandteil der deutschen öffentlichen Ordnung“ ein.3 Auch international ist 
dieses Prinzip als cornerstone of arbitration flächendeckend anerkannt.4

Die Grenze zwischen Freiwilligkeit und Zwang lässt sich jedoch nicht starr 
ziehen. Während Zwang durch körperliche oder psychische Gewalt ausgeübt und 
ein freier Willen dadurch schon nicht gebildet werden kann, gibt es auch Grenzfälle, 
in denen ein Vertrag konsensual geschlossen wird, aber ein faktischer Zwang durch 
ein Ungleichgewicht der Vertragsparteien z.B. durch die Monopolstellung einer der 
Parteien ausgelöst werden kann.5 Die rechtliche Einordnung und der Umgang mit 
letzteren Fällen ist umstritten.

Besondere Aufmerksamkeit erlangte die Thematik der zwangsweise bzw. un
freiwillig geschlossenen Schiedsvereinbarungen, sog. oktroyierte Schiedsvereinba
rungen, im Rahmen der Gerichtsprozesse um Claudia Pechstein, in welchem das LG 
München6 und das OLG München7 bindende Schiedsvereinbarungen zugunsten des 

1 BGH v. 03. 04. 2000 – II ZR 373/98, BeckRS 2000, 3980; Geimer, in: Zöller, 35. Auflage 
2024, Vorbem. §§ 1025 – 1066, Rn. 4; Massuras, Dogmatische Strukturen der Mehrpartei
enschiedsgerichtsbarkeit (1998), S. 88; Hammer, Das Prinzip der Freiwilligkeit als Funda
mentalsatz der privaten Schiedsgerichtsbarkeit, in: Schütze, FS Geimer (2017), S. 169; Stei
ner, SchiedsVZ 2013, 15, 17.

2 BVerfG v. 11.05. 1994 – 1 BvR 744/94, NVwZ-RR 1995, 232.
3 BGH v. 09. 03.1978 – III ZR 78/76, NJW 1978, 1744.
4 „[A]rbitration is a creature that owes its existence to the will of the parties alone“, Su

preme Court Canada, Dell Computer Corp. v Union des consommateurs v. 13.07. 2007, SCC 
34; Tribunal Constitucional Chile, Sudamérica SPA y CCF Sudamérica SPA v. 14. 09.2020, 
Rol No. 19568-2020; US Supreme Court, Volt Inf. Sciences v Stanford Univ. v. 06. 03.1989, 
489 U.S. 468; Singapore Court of Appeal, PT First Media TBK v Astro Nusantara Interna
tional BV and others v. 31.10. 2013, 226 SGCA 57; Jourdain-Fortier, in: Access to justice in 
arbitration (2021), 35, 37; Blackaby et al., Redfern and Hunter on International Arbitration, 
7. Aufl. 2022, Rn. 2.01, 10.77; siehe auch Sec. 1 lit. b English Arbitration Act 1996: „the 
parties should be free to agree how their disputes are resolved, subject only to such safeguards 
as are necessary in the public interest“.

5 Vgl. BGH v. 07. 06. 2016 – KZR 6/15, NJW 2016, 2266.
6 LG München v. 26. 02. 2014 – 37 O 28331/12, SchiedsVZ 2014, 100.
7 OLG München v. 15.01. 2015 – U 110/14 Kart, SchiedsVZ 2015, 40.



Internationalen Sportgerichtshofs (CAS) für unwirksam erklärt haben. Zugrunde lag 
dabei die Annahme, dass die Verbände aufgrund ihrer Monopolstellung Druck auf 
die Athletin zur Unterzeichnung einer Schiedsvereinbarung ausgeübt haben, die 
wiederum zur Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit auf die Teilnahme an von den 
Verbänden organisierten Wettbewerben angewiesen sei. Während das LG München 
die Unwirksamkeit nach § 138 Abs. 1 BGB bereits aufgrund einer fehlenden freien 
Willensbildung der Athletin feststellte, ging das OLG München zwar grundsätzlich 
von einer freiwilligen Unterwerfung der Schiedsvereinbarung aus, sah in der Zu
stimmung zugunsten des CAS aber einen kartellrechtlichen Verstoß gemäß § 19 
GWB a. F., da aufgrund des strukturellen Übergewichts der Verbände ein Miss
brauch einer marktbeherrschenden Stellung vorliege. Der Kartellsenat des Bun
desgerichtshofs ist in seiner Entscheidung aus dem Jahr 2016 weder der Ansicht des 
LG München noch des OLG München gefolgt und kam zu dem Ergebnis, dass sich 
die Athletin der Schiedsvereinbarung trotz der Fremdbestimmtheit freiwillig un
terworfen hätte und auch kein Verstoß gegen das Missbrauchsverbot vorliegen 
würde.8 Mittlerweile haben sowohl der Europäische Gerichtshof für Menschen
rechte9 im Jahr 2018 als auch zuletzt das Bundesverfassungsgericht10 im Jahr 2022 
Stellung bezogen. Beide Gerichte gingen zwar von einer unfreiwilligen Unterwer
fung der Athletin aus, sahen diese jedoch als legitimiert an; gerügt wurde indes die 
Verletzung des Öffentlichkeitsgrundsatzes als maßgebliche Verfahrensgarantie, die 
im Fall oktroyierter Schiedsverfahren gewährleistet werden müssen. Das Bundes
verfassungsgericht hob deshalb das Urteil des BGH, welches die unwirksame 
Schiedsvereinbarung im Rahmen des § 1032 ZPO fälschlicherweise anerkannt 
habe, auf und verwies die Sache zur Fortsetzung an das OLG München.11

In der Literatur wurden die Entscheidungen der Gerichte zur Causa Pechstein 
kontrovers diskutiert – insbesondere die Frage, ob unter den vorliegenden Um
ständen tatsächlich noch von einer freiwillig geschlossenen Schiedsvereinbarung 
die Rede sein kann.12 Darüber hinaus ist umstritten, welche Auswirkung die ok
troyierte Unterwerfung im Hinblick auf die Wirksamkeit einer Schiedsvereinbarung 
hat. Während einige Stimmen für die Unwirksamkeit aufgrund des fehlenden Ver
zichts auf den Justizgewähranspruch plädieren, halten andere die faktische 
Zwangslage einer Abwägung im Rahmen zivilrechtlicher Generalklauseln zugäng
lich.13 Im Folgenden soll diese Diskussion insbesondere vor der kürzlich erlassenen 
Pechstein-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts näher beleuchtet und fort
geführt werden.

8 BGH v. 07. 06.2016 – KZR 6/15, NJW 2016, 2266.
9 EGMR, Mutu/Pechstein v. 02.08. 2018, 40575/10, 67474/10.
10 BVerfG. v. 03. 06.2022 – 1 BvR 2103/16, NJW 2022, 2677.
11 BVerfG. v. 03. 06.2022 – 1 BvR 2103/16, NJW 2022, 2677.
12 Siehe nur Geimer, in: Zöller, 34. Auflage 2022, Vorbem §§ 1025 – 1066, Rn. 8; Hülsköt

ter, Die (Un-)Wirksamkeit von Schiedsvereinbarungen im Berufssport (2019); Wolf/Eslami, in: 
Fairness, justice, equity, FS Geimer (2017), S. 807 ff.; Niedermaier, SchiedsVZ 2014, 280.

13 Siehe hierzu ausführlich noch unter § 3 A. I. 3.
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Die Problematik von oktroyierten Schiedsvereinbarungen kommt jedoch nicht 
nur im Rahmen der Sportschiedsgerichtsbarkeit auf. Vielmehr können grundsätzlich 
alle Bereiche betroffen sein, in denen sich Parteien einer Schiedsvereinbarung mit 
Vertragspartnern in einem ungleichen Machtgefälle unterwerfen. Teilweise wird 
der Pechstein-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts weitreichende Konse
quenzen auch für die Handelsschiedsgerichtsbarkeit nachgesagt, insbesondere hin
sichtlich der Einhaltung der Verfahrensgarantien wie der Öffentlichkeit des Ver
fahrens.14 Die Untersuchung der Rechtmäßigkeit oktroyierter Unterwerfungen unter 
Schiedsgerichte kann darüber hinaus nicht ohne einen Blick auf einseitige 
Schiedsanordnungen gemäß § 1066 ZPO erfolgen, die hauptsächlich in Vereins
statuten und letztwilligen Verfügungen zu finden sind. So sehr bei Schiedsverein
barungen auf die Bedeutung des Justizgewähranspruchs beharrt wird, fällt dieser 
Aspekt augenscheinlich hintenan, soweit die Adressaten einseitiger Schiedsanord
nungen betroffen sind. Ob diese Diskrepanz zwischen Schiedsvereinbarungen und 
Schiedsanordnungen verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist und inwieweit die 
Pechstein-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts auch in diese Richtung 
ausstrahlt, soll im Rahmen dieser Arbeit untersucht werden.

Das Freiwilligkeitserfordernis ist kein deutsches Phänomen, sondern ein inter
national geltender Grundsatz. Entsprechend bietet sich ein Blick über die deutschen 
Grenzen hinaus an. Die Dimension oktroyierter Schiedsvereinbarungen wird ins
besondere auch durch einen Blick auf die aktuelle Rechtslage und die anhaltenden 
Kontroversen in den Vereinigten Staaten von Amerika deutlich, in der in den letzten 
Jahren vermehrt der Abschluss sog. mandatory arbitration clauses kritisiert wird, 
insbesondere im Hinblick auf Verbraucher- und Arbeitnehmerstreitigkeiten. Me
diale Aufmerksamkeit erlangte die Thematik in den USA insbesondere im Herbst 
2018, als es nach der Veröffentlichung eines Artikels in der New York Times15

Arbeitnehmerproteste gegen den Google-Konzern wegen der Nutzung entspre
chender Klauseln in Arbeitsverträgen gab, gemäß welcher für sämtliche Streitig
keiten aus dem Arbeitsverhältnis ein Schiedsverfahren geführt werden müsse – 
auch in Fällen wegen Diskriminierung und sexuellen Übergriffs am Arbeitsplatz.16

Stand 2018 waren mehr als 60 Millionen nicht gewerkschaftlich organisierte Ar
beitnehmer/innen des privaten Sektors in den USA in ihren Arbeitsverträgen 
zwangsweise Schiedsverfahren unterworfen.17 Google und auch andere Großkon
zerne reagierten entsprechend auf die Proteste und strichen bzw. überarbeiteten die 

14 So z. B. Hülskötter, SpuRt 2018, 261, 262.
15 https://www.nytimes.com/2018/10/25/technology/google-sexual-harassment-andy-rubin. 

html, zuletzt besucht am 25. 10. 2024.
16 https://www.nytimes.com/2019/02/21/technology/google-forced-arbitration.html, zuletzt 

besucht am 25.10. 2024.
17 Colvin, The growing use of mandatory arbitration (2018), abrufbar unter https://www. 

epi.org/publication/the-growing-use-of-mandatory-arbitration-access-to-the-courts-is-now-bar 
red-for-more-than-60-million-american-workers/, zuletzt besucht am 25. 10. 2024.
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Klauseln in ihren Arbeitsverträgen18 – grundsätzlich rechtswidrig war der Ab
schluss dieser Klauseln nach herrschender Meinung jedoch nicht.19 Die Erarbeitung 
der Rechtslage in den USA soll unter anderem aufzeigen, ob und inwieweit in 
Deutschland für besonders schutzbedürftige Personengruppen Mechanismen grei
fen, um zwangsweise Unterwerfungen unter ein Schiedsgericht zu unterbinden.

Schließlich ist eine zwangsweise Unterwerfung auch den gesetzlich angeordne
ten Schiedsverfahren immanent. Lange Zeit wurde den sog. „echten Zwangs
schiedsverfahren“ die Relevanz abgesprochen, da sie in Deutschland nicht vorkä
men und ohnehin verfassungswidrig seien.20 Ersteres hat sich mittlerweile jedoch 
geändert: Denn mit § 23 Abs. 8 VerpackG hat seit 2019 nunmehr auch ein gesetz
lich angeordnetes Schiedsverfahren Einzug in das deutsche Recht gefunden. Die 
Regelung traf unmittelbar auf Kritik, da sie ein Verstoß gegen den Justizgewähr
anspruch darstelle – schließlich könne niemand gegen seinen Willen einem 
Schiedsgericht unterworfen werden.21 Dabei sind Schiedsverfahren von Gesetzes 
wegen kein neues Phänomen: Der englische Arbitration Act 1996 erkennt statutory 
arbitration in Sec. 94 ausdrücklich an und allein in Indien gibt es mittlerweile eine 
Vielzahl gesetzlich verankerter Schiedsverfahren.22 Auch in den USA finden sich 
diverse Zwangsschiedsverfahren in spezialgesetzlichen Regelungen wie bspw. dem 
Federal Insecticide, Fungicide, and Rodenticide Act.23 Der grenzüberschreitende 
Blick dieser Arbeit soll zum einen die Relevanz der Thematik oktroyierter Unter
werfungen aufzeigen und zum anderen über einen Bogen zurück vor die deutschen 
Gerichte die Frage beantworten, inwieweit faktischer und gesetzlicher Zwang An
erkennungshindernisse darstellen können. Schließlich hat der BGH (wie eingangs 
bereits erwähnt) betont, dass die freiwillige Unterwerfung Bestandteil der deutschen 
öffentlichen Ordnung sei.

18 https://www.forbes.com/sites/rakeenmabud/2019/02/26/worker-organizing-results-in-big- 
change-at-google/?sh=7c22f644399d, zuletzt besucht am 25. 10.2024.

19 Levinson, 59 Santa Clara L. Rev. 485, S. 503 f.; Colvin, The growing use of mandatory 
arbitration (2018); abrufbar unter https://www.epi.org/publication/the-growing-use-of-mandato 
ry-arbitration-access-to-the-courts-is-now-barred-for-more-than-60-million-american-workers/,
zuletzt besucht am 25. 10.2024.

20 Schlosser, Das Recht der internationalen privaten Schiedsgerichtsbarkeit, 2. Aufl. 1989, 
Rn. 17.

21 Voit, in: Musielak/Voit, 21. Aufl. 2024, § 1025 ZPO Rn. 1; Lück, in: Schmehl/Klement, 
GK-KrWG, 2. Aufl. 2019, § 23 VerpackG Rn. 78; von Hase/Groß/Pape, SchiedsVZ 2019, 
324.

22 Siehe hierzu unter § 5 B. I. 2.
23 Siehe hierzu unter § 5 B. I. 3.
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